
KANARISCHEINSELN

Traumziel Europa

I m Winter besonders
beliebt: diesonnigen
Kanaren. Lanzarote,

Fuerteventura und Gran
Canaria empfangen Gäste

ausaller Welt. Doch
Flüchtlinge will manso
schnell wie möglich
wiederloswerden.

"NachSpanienkommt man,
umzuarbeiten, nicht umVer-
brechenzuverüben." Mit die-
sen Worten warbInnenminis-
ter Angel Acebes i m Januar
für die Verschärfung der be-
stehenden Gesetze. Zwischen
drei und acht Jahren Gefäng-
nis sind für Schlepper vorge-
sehen. Immigranten, die
straffällig werden, droht die
spanische Regierung zudem
mit der Ausweisung und ei-
nem zehnjährigen Einreise-
verbot.
Für seine Vorschlägeerhält

Acebes unter anderemBeifall
von Román Rodriguez, dem
Präsidenten der kanarischen
Regionalregierung. Rodriguez
hat in den vergangenen Mo-
naten i mmer wieder darauf
aufmerksam gemacht, dass
die Kanaren nach Gibraltar
zum zweitwichtigsten Ein-
fallstor Spaniens geworden
seien. Die angeblich 20.000Il-
legalenauf den Kanarenstell-
ten eine Bedrohung für das
Urlauberparadies dar. Unter-
stützung erhielt der Regie-
rungschef durch eine i m No-
vember veröffentlichte Um-
frage des soziologischen For-
schungsinstituts CIS, wonach

58 Prozent der befragten Ka-
naren die illegale Einwande-
rungals das zentrale Problem
derInselnansehen.

Besondersunbeliebt:
afrikanische
I mmigrantInnen
Afrikanische Immigranten

sind besonders unerwünscht,
und Vorurteile sind weit ver-
breitet. Der Drogenhandel
und die sonstige Kri minalität
nähmen mit ihrer Anwesen-
heit zu, so die Behauptung.
Doch die Realität sieht nach
Angaben des Generaldirek-
tors der Polizei, Agustin Diaz
de Mera, anders aus. Es gebe,
anders als auf demFestland,
keine Anzeichen für eine
Zunahme von Straftaten in
Verbindung mit der illegalen
Einreise.
Dennoch wird massiv auf-

gerüstet. Die Patrouillen der
Guardia Civil sindin denletz-
ten beiden Jahren verstärkt
worden, und jüngst forderte
die Regionalregierung Madrid
auf, sich an den gestiegenen
Ausgaben für die Sicherung
der Grenzenzubeteiligen. Da-
zu gehören die Aufstockung

der Polizei um 800 Beamte,
dieindennächstenJahrener-
folgen soll, genauso wie die
Überwachungsflüge per Hub-
schrauber durch die Guardia
Civil. Sie gibt Informationen
an die Einheiten am Boden
weiter, die dann die kleinen
Boote, die sogenannten pate-
ras, auf Seeauflesen.
So auch im vergangenen

Jahr, Ende November. Ausge-
zehrt und entkräftet wirkten
die jungen Männer, die dem
Patrouillenboot der Guardia
Civil i mHafenvonLos Cristia-
nos auf Teneriffa entstiegen.
Die fünf schwarzafrikani-
schen Jugendlichen wurden
in einen Kleinbus der Polizei
mit abgedunkelten Scheiben
verfrachtet. Ein Fotograf
schob sich kurz an den Poli-
zisten vorbei und drückte
mehrfach auf den Auslöser.
Danngabder Fahrer Gas, und
die kleine Menschenmenge,
diesichgebildet hatte, verlief
sich wiederi mHafen.
Das was dann passiert, ge-

schieht unter Ausschluss der
Öffentlichkeit. InPolizeikaser-
nen und anderen, i mprovi-
sierten Unterkünften werden
die Personalien und Herkunft

Touristentraum:
Deneuropäischen
Winter durch
einen Tripauf
die Kanaren
verkürzen.
Flüchtlingeschaf-
fen denSprung
zumFestland
meist nicht.

der illgalen Immigranten ge-
klärt, danach werden sie zü-
gig abgeschoben. Routine für
die Polizisten, für die Jugend-
lichen das vorzeitige Ende ei-
nes Traums: von den Kanaren
den Sprung auf das Festland
zuschaffen.
Kaum ein Tag vergeht, an

dem nicht illegale Immigran-
ten in der Nähe der kanari-
schenInselnaus demAtlantik
gefischt werden. Allein an
jenemNovembertag warenes
deren 81. Auf 6.572 beziffert
der verantwortliche Brigade-
general José Piriz die Zahl
der zwischen Januar und En-
de September 2002 aufgegrif-
fenen Flüchtlinge, die vor al-
lem aus schwarzafrikani-
schen Staaten und Marokko
stammen.
Schlepper bringen die

meist männlichen Einwande-
rer von kleinen Häfen an der
Küste Mauretaniens, Marok-
kos oder der Westsahara bis
an die Strände Lanzarotes,
Fuerteventuras und Gran Ca-
narias. Vergleichsweise weni-
ge Flüchtlingelandeninihren
pateras an der Küste von Te-
neriffa, La Palma, Gomera
oder Hierro. Doch auch ihre
Zahl steigt. Daher hat man
nach langen Streitereien ent-
schieden, auf Teneriffa ein
Immigrantenzentrum zu er-
richten, statt die Flüchtlinge
in den Kasernen der Guardia
Civil oder der Polizei unterzu-
bringen.

Die andere Seite der
Kanaren
Einaltes Gefängnisi mZent-

rum von Santa Cruz hatten
Vertreter des spanischen In-
nenministeriums dafür ausge-
sucht. Doch gegen diesen
Planliefen Anwohner und die
Gemeindevertreter in der In-
selhauptstadt Sturm. Man
wollte das Zentrumnicht mit-
ten in der Stadt, sondern lie-
ber außerhalb haben. Nach
sieben Monaten mit öffentli-
chen Protesten stellte das
Verteidigungsministerium ein
Areal auf einem ehemaligen
Militärgelände zur Verfügung,
wo nun das Zentrumfür 250
Menschengebaut wird. Insge-
samt verfügen die kanari-
schen Inseln über mehr als
2.000derinsgesamt 3.000spa-
nischenAbschiebeplätze.
Die Bemühungen, die Kana-

renabzuschotten, passenper-

fekt zur übergeordneten Stra-
tegie der spanischen Regie-
rung, die sich in den letzten
Jahren zur Vorkämpferin in-
nerhalb der EU bei der Redu-
zierung der illegalen Einwan-
derung gemausert hat. Eine
neue mit High−Tech vollge-
stopfte Einsatzzentralein der
Meerenge von Gibraltar wur-
deerst kürzlich mit Unterstüt-
zung der EUeingeweiht. Ceu-
taund Melilla, die beidenspa-
nischen Enklaven, die Marok-
kofür sich beansprucht, sind
komplett eingezäunt und
überwacht, und auch das
Schlupfloch Kanaren soll ge-
schlossen werden. Einer am
Ende des vergangenenJahres
veröffentlichten Studie des
Verteidigungsministeriums
zufolgeist dieillegale Einwan-
derung zu einer "ernsten Be-
drohung der nationalen Si-
cherheit" geworden. Bis Ende
September wurden nach In-
formationen der Guardia Civil
in ganzen Land 56.348illegale
Einwanderer festgenommen.
Das sind mehr als die 44.841
die i m vergangenen Jahr ab-
geschoben wurden.
Die wenigen Immigranten,

die es schaffen, durch das en-
ger werdende Überwachungs-
netz auf den Kanaren zu
schlüpfen, haben jedoch
kaum eine Chance unterzu-
tauchen. Laufend gehen bei
den lokalen Polizeistationen
Hinweise aus der Bevölke-
rungein. Unweigerlichlanden
die Immigranten dann in den
überfüllten Notunterkünften
auf denInseln. Die Menschen-
rechtsorganisation Human
Rights Watch wirft in ihrem
Bericht über die"andereSeite
der kanarischen Inseln" der
spanischen Regierung inhu-
manes Verhalten vor, da die
EinrichtungeninFuerteventu-
ra und Lanzarote weder über
ausreichenden Platz noch
über genügend sanitäre Ein-
richtungenverfügen.
Zudemsind allein Freiwilli-

ge und das Rote Kreuzfür die
Betreuung der Immigranten
zuständig. Sozialarbeiter und
Dolmetscher gibt es nicht,
und eine gesonderte Betreu-
ungfür jugendliche Flüchtlin-
geist von denspanischen Be-
hördennicht vorgesehen.

Knut Henkel,
SantaCruzde Tenerife
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Où restent les Droitssociaux?
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